Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Bundesgesetz
iiber den internationalen automatischen Austausch
linderbezogener Berichte multinationaler Konzerne

(ALBAG)

vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschafi,

gestiitzt auf Artikel 173 Absatz 2 der Bundesverfassung!,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 23. November 20162,

beschliesst:

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand

I Dieses Gesetz regelt die Umsetzung des automatischen Austauschs linderbezoge-
ner Berichte multinationaler Konzerne zwischen der Schweiz und ihren Partnerstaa-
ten:

a. nach der Multilateralen Vereinbarung der zustindigen Behdrden vom
27. Januar 20163 iiber den Austausch ldnderbezogener Berichte (ALBA-
Vereinbarung);

b. nach anderen internationalen Abkommen, die einen automatischen Aus-
tausch ldnderbezogener Berichte vorsehen.

2 Vorbehalten sind die abweichenden Bestimmungen des im Einzelfall anwendbaren
Abkommens.

Art. 2 Begriffe
In diesem Gesetz bedeuten:

a. anwendbares Abkommen: die im Einzelfall anwendbare Vereinbarung nach
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a oder das im Einzelfall anwendbare Abkom-
men nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b;
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Partnerstaat: Staat oder Hoheitsgebiet, mit dem die Schweiz iibereinge-
kommen ist, ldnderbezogene Berichte automatisch auszutauschen;

Konzern: eine Gruppe von Unternehmen, die:

1. von einer juristischen Person kontrolliert werden, die fiir diese Gruppe
zur Erstellung einer Konzernrechnung nach Artikel 963 Absitze 1-3
des Obligationenrechts (OR)* verpflichtet ist, oder

2. in anderer Weise unter einheitlicher Kontrolle stehen;

konstitutiver Rechtstriger:

1. eine eigenstindige Geschiftseinheit eines multinationalen Konzerns,
die fiir Rechnungslegungszwecke in den Konzernabschluss einbezogen
wird oder darin einbezogen wiirde, wenn Eigenkapitalbeteiligungen an
dieser Geschéftseinheit eines multinationalen Konzerns an einer &ffent-
lichen Wertpapierborse gehandelt wiirden,

2. eine eigenstindige Geschiftseinheit, die nur aufgrund ihrer Grosse oder
aus Wesentlichkeitsgriinden nicht in den Konzernabschluss des multi-
nationalen Konzerns einbezogen wird, oder

3. eine Betriebsstitte einer unter Ziffer 1 oder 2 fallenden eigenstandigen
Geschiftseinheit eines multinationalen Konzerns, sofern die Geschéfts-
einheit fiir Rechnungslegungs-, Aufsichts-, Steuer- oder interne Steue-
rungszwecke einen Einzelabschluss fiir diese Betriebsstétte aufstellt;

in der Schweiz ansdssiger konstitutiver Rechtstrdger:

1. ein konstitutiver Rechtstrager, der nach Artikel 50 des Bundesgesetzes
vom 14. Dezember 19905 iiber die direkte Bundessteuer (DBG) und Ar-
tikel 20 Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 19906 {iber
die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden
(StHG) steuerpflichtig ist, oder

2. eine Betriebsstitte, die nach Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe b DBG und
Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe b StHG steuerpflichtig ist;

Konzernobergesellschaft: der konstitutive Rechtstriger eines multinationa-
len Konzerns, der aufgrund des Anteils seiner unmittelbaren oder mittelba-
ren Beteiligung an anderen konstitutiven Rechtstrigern dieses multinationa-
len Konzerns nach den Rechnungslegungsgrundsitzen im Staat oder
Hoheitsgebiet, in dem er steuerlich anséssig ist, zur Erstellung einer Kon-
zernrechnung verpflichtet ist oder dazu verpflichtet wére, wenn die Beteili-
gung an einer 6ffentlichen Wertpapierborse gehandelt wiirde und kein ande-
rer konstitutiver Rechtstriger dieses multinationalen Konzerns unmittelbar
oder mittelbar eine solche Beteiligung hielte; als Konzernobergesellschaft
gilt auch, wer die Kontrolle iiber eine Gruppe von Unternehmen nach Buch-
stabe ¢ Ziffer 2 auf andere Weise ausiibt;
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g. in der Schweiz ansdssige Konzernobergesellschaft: ein nach Artikel 50 DBG
und Artikel 20 Absatz 1 StHG steuerpflichtiger konstitutiver Rechtstréger,
der zur Erstellung einer Konzernrechnung nach Artikel 963 Absitze 1-3 OR
verpflichtet ist und nicht nach Artikel 963a Absatz 1 Ziffer 2 OR von dieser
Pflicht befreit ist; wer die Kontrolle iiber eine Gruppe von Unternehmen
nach Buchstabe ¢ Ziffer 2 auf andere Weise ausiibt, gilt als in der Schweiz
anséssig, wenn die tatsdchliche Kontrolle in der Schweiz ausgeiibt wird,

h.  substituierende Konzernobergesellschafi: ein nach Artikel 50 DBG und Ar-
tikel 20 Absatz 1 StHG oder nach dem Recht des Ansdssigkeitsstaats steuer-
pflichtiger konstitutiver Rechtstrdger, der als Stellvertreter der Konzern-
obergesellschaft zur Einreichung des ldnderbezogenen Berichts im Namen
des multinationalen Konzerns verpflichtet ist;

i.  berichtender Rechtstriger: die in der Schweiz ansédssige Konzernobergesell-
schaft oder substituierende Konzernobergesellschaft, die zur Einreichung
des linderbezogenen Berichts im Namen des multinationalen Konzerns ver-
pflichtet ist;

j.  Berichtssteuerperiode: die Steuerperiode nach Artikel 79 Absatz 2 DBG und
Artikel 31 Absatz 2 StHG, fiir welche die Angaben im ldnderbezogenen Be-
richt festgehalten werden;

k.  schweizerische Steueridentifikationsnummer fiir Rechtstrdger (UID): die
Unternehmens-Identifikationsnummer nach dem Bundesgesetz vom 18. Juni
20107 Uber die Unternehmens-Identifikationsnummer;

l.  systemisches Scheitern: Zustand, der eintritt, wenn der Partnerstaat der
Pflicht zum automatischen Austausch der ldnderbezogenen Berichte aus
Griinden, die sich nicht durch das anwendbare Abkommen rechtfertigen las-
sen, anhaltend nicht nachkommt.

2. Abschnitt: Linderbezogener Bericht

Art. 3 Inhalt

I Ein landerbezogener Bericht enthilt, gegliedert nach den Staaten und Hoheits-
gebieten, in denen der multinationale Konzern tétig ist, Angaben iiber die Umsitze,
die gezahlten Steuern, andere Kennzahlen sowie Angaben iiber die wichtigsten
wirtschaftlichen Tatigkeiten der konstitutiven Rechtstriger des multinationalen
Konzerns.

2 Der Bundesrat legt den erforderlichen Inhalt eines linderbezogenen Berichts fest.
Er beriicksichtigt dabei die internationalen Standards.
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Art. 4 Sprache

Der landerbezogene Bericht ist in einer Amtssprache des Bundes oder in Englisch zu
erstellen.

Art. 5 Waihrung

Der landerbezogene Bericht enthélt die finanziellen Angaben in der Landeswahrung
oder in der fir die Geschiftstitigkeit des multinationalen Konzerns wesentlichen
Wihrung.

3. Abschnitt: Pflichten und Rechte der konstitutiven Rechtstriiger

Art. 6 Pflicht zur Erstellung eines ldnderbezogenen Berichts

1 Multinationale Konzerne, deren Konzernobergesellschaft in der Schweiz anséssig
ist und deren jédhrlicher konsolidierter Umsatz in der Steuerperiode unmittelbar vor
der Berichtssteuerperiode einen bestimmten Schwellenwert iiberschreitet, sind
verpflichtet, einen landerbezogenen Bericht zu erstellen.

2 Der Bundesrat legt den Schwellenwert fest. Er beriicksichtigt dabei die internatio-
nalen Standards.

Art. 7 Einreichungspflicht des berichtenden Rechtstragers

Der berichtende Rechtstrager ist verpflichtet, den landerbezogenen Bericht bei der
Eidgendssischen Steuerverwaltung (ESTV) einzureichen.

Art. 8 Einreichungspflicht eines anderen in der Schweiz anséssigen
konstitutiven Rechtstragers

1 Die ESTV kann jeden anderen in der Schweiz anséssigen konstitutiven Rechtstré-
ger eines multinationalen Konzerns, dessen jahrlicher konsolidierter Umsatz den
nach Artikel 6 festgelegten Schwellenwert iiberschreitet, zur Einreichung des lan-
derbezogenen Berichts verpflichten, wenn:

a.  der Staat oder das Hoheitsgebiet, in dem die Konzernobergesellschaft steuer-
lich anséssig ist, kein Partnerstaat ist; oder

b. beim Partnerstaat, in dem die Konzernobergesellschaft steuerlich anséssig
ist, ein systemisches Scheitern eingetreten ist.

2Die ESTV verlangt vom in der Schweiz anséssigen konstitutiven Rechtstriager
keinen ldnderbezogenen Bericht, wenn die substituierende Konzernobergesellschaft
in einem Partnerstaat einen solchen eingereicht hat.
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Art. 9 Substituierende Konzernobergesellschaft

1 Ein in der Schweiz anséssiger konstitutiver Rechtstrager, der nicht die Konzern-
obergesellschaft ist, kann als substituierende Konzernobergesellschaft bestimmt
werden.

2 Ein im Ausland ansissiger konstitutiver Rechtstriager, der nicht die Konzernober-
gesellschaft ist, kann als substituierende Konzernobergesellschaft bestimmt werden,
wenn:

a. sein Ansdssigkeitsstaat ein Partnerstaat ist;
b. beim Ansidssigkeitsstaat kein systemisches Scheitern eingetreten ist; und

c. der Ansdssigkeitsstaat vom konstitutiven Rechtstriger die Meldung iiber
dessen Eigenschaft als substituierende Konzernobergesellschaft erhalten hat.

Art. 10 Anmeldepflicht

I Der berichtende Rechtstriger hat sich unaufgefordert bei der ESTV anzumelden
und dabei anzugeben:

a. seine Eigenschaft als Konzernobergesellschaft oder als substituierende Kon-
zernobergesellschaft;

b. die Firma sowie den Sitz;
c. die UID;
d. das Datum der Aufnahme seiner Téatigkeit.

2 Hat der berichtende Rechtstriager seinen statutarischen Sitz im Ausland und den
Ort der tatsdchlichen Verwaltung in der Schweiz, so hat die Geschiftsleitung den
berichtenden Rechtstrager bei der ESTV anzumelden und dabei anzugeben:

a. die Figenschaft des berichtenden Rechtstragers als Konzernobergesellschaft
oder als substituierende Konzernobergesellschaft;

b. die Firma, den Ort des Hauptsitzes sowie die Adresse der Geschiftsleitung
in der Schweiz;

c. die UID;
d. das Datum der Aufnahme der Tétigkeit des berichtenden Rechtstrigers.

3 Der Bundesrat kann vorschreiben, dass jeder andere in der Schweiz ansissige
konstitutive Rechtstriger der ESTV Informationen zur Firma, Adresse und Ansés-
sigkeit des zur Einreichung des linderbezogenen Berichts verpflichteten konstituti-
ven Rechtstréigers liefert.

4 Die Anmeldepflicht ist bis spétestens am letzten Tag der Berichtssteuerperiode zu
erfiillen.

5 Endet die Eigenschaft als berichtender Rechtstriger, so hat sich dieser unaufgefor-
dert bei der ESTV abzumelden.
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Art. 11 Einreichungsfrist

1 Der berichtende Rechtstréger hat den ldnderbezogenen Bericht jahrlich spatestens
zwOlf Monate nach dem Ende der Berichtssteuerperiode an die ESTV zu iibermit-
teln.

2In Féllen nach Artikel 8 beginnt die Einreichungsfrist an dem Tag zu laufen, an
dem die ESTV dem in der Schweiz anséssigen konstitutiven Rechtstrager die schrift-
liche Aufforderung zugestellt hat, den landerbezogenen Bericht einzureichen.

Art. 12 Verwaltungssanktion bei Sdumnis

Versdumt der zur Einreichung des lianderbezogenen Berichts verpflichtete Rechts-
trager die Einreichungsfrist, so wird er fiir jeden Tag zwischen dem Ende der Frist
und dem Eingang des ldnderbezogenen Berichts bei der ESTV mit einem Betrag von
200 Franken belastet.

4. Abschnitt: Ubermittlung linderbezogener Berichte und Verjihrung

Art. 13 Ubermittlung und Verwendung der linderbezogenen Berichte

1 Die ESTV iibermittelt die von den berichtenden Rechtstrédgern erhaltenen lander-
bezogenen Berichte innerhalb der im anwendbaren Abkommen festgelegten Fristen
an die zustdndigen Behorden der Partnerstaaten, in denen konstitutive Rechtstrager
desselben multinationalen Konzerns anséssig sind.

2 Sie iibermittelt die lainderbezogenen Berichte, die sie aufgrund der Artikel 7 und 8
erhalten hat, an die fiir die Festsetzung und Erhebung der direkten Steuern zusténdi-
gen Behdrden der Kantone, in denen konstitutive Rechtstriger dieses multinatio-
nalen Konzerns anséssig sind.

3 Sie weist die zustindigen Behorden der Partnerstaaten und die fiir die Festsetzung
und Erhebung der direkten Steuern zustdndigen kantonalen Behorden auf die Ein-
schrankungen bei der Verwendung der lédnderbezogenen Berichte sowie auf die
Geheimhaltungspflichten nach den Amtshilfebestimmungen des anwendbaren
Abkommens hin.

4 Die landerbezogenen Berichte, welche die ESTV aufgrund von Artikel 8 erhilt,
unterliegen denselben Einschrinkungen bei der Verwendung, wie wenn sie diese
aufgrund der ALBA-Vereinbarung?® erhalten hitte.

Art. 14 Verjéhrung
I Der Anspruch der ESTV gegeniiber dem berichtenden Rechtstriger auf Einrei-

chung des ldnderbezogenen Berichts verjéhrt fiinf Jahre nach Ablauf des Kalender-
jahrs, in dem dieser einzureichen war.
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2 Die Verjahrung wird durch jede auf die Geltendmachung des Anspruchs auf den
landerbezogenen Bericht gerichtete Amtshandlung unterbrochen, die einem berich-
tenden Rechtstriger zur Kenntnis gebracht wird. Mit der Unterbrechung beginnt die
Verjahrung von Neuem.

3 Die Verjdhrung tritt spétestens zehn Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres ein, in
dem der linderbezogene Bericht einzureichen war.

5. Abschnitt:
Von den Partnerstaaten erhaltene linderbezogene Berichte

Art. 15

I Die ESTV iibermittelt 1anderbezogene Berichte, die sie von Partnerstaaten erhalten
hat, den fiir die Festsetzung und Erhebung der direkten Steuern zustdndigen kanto-
nalen Behorden.

2 Sie weist diese Behorden auf die Einschrankungen bei der Verwendung der tiber-
mittelten landerbezogenen Berichte sowie auf die Geheimhaltungspflichten nach den
Amtshilfebestimmungen des anwendbaren Abkommens hin.

6. Abschnitt: Organisation und Verfahren

Art. 16 Aufgaben der ESTV

I Die ESTV sorgt fiir die richtige Anwendung des anwendbaren Abkommens sowie
dieses Gesetzes.

2 Sie trifft alle Massnahmen und Vorkehrungen, die dafiir notwendig sind.

3 Sie kann die Verwendung bestimmter Formulare vorschreiben und verlangen, dass
gewisse Formulare ausschliesslich in elektronischer Form eingereicht werden.

Art. 17 Datenbearbeitung

1 Die ESTV kann zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem anwendbaren Abkommen
und diesem Gesetz Personendaten, einschliesslich Personendaten {iber administra-
tive und strafrechtliche Verfolgungen und Sanktionen in Steuersachen, bearbeiten.

2 Sie kann die UID fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem anwendbaren Ab-
kommen und diesem Gesetz systematisch verwenden.

Art. 18 Informationssystem

I Die ESTV betreibt ein Informationssystem zur Bearbeitung der Daten der ldnder-
bezogenen Berichte, einschliesslich Personendaten iiber administrative und straf-
rechtliche Verfolgungen und Sanktionen in Steuersachen, die sie gestiitzt auf das
anwendbare Abkommen und dieses Gesetz erhalten hat.
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2 Die Daten diirfen nur durch Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der ESTV oder durch
von der ESTV kontrollierte Fachpersonen bearbeitet werden.

3 Das Informationssystem dient der ESTV zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem
anwendbaren Abkommen und diesem Gesetz. Es darf namentlich verwendet werden,
um:

a. lidnderbezogene Berichte nach Massgabe des anwendbaren Abkommens und
des schweizerischen Rechts zu empfangen und zu iibermitteln;

b. ein Register der in der Schweiz anséssigen konstitutiven Rechtstriger zu
fiihren;

c. Rechtsverfahren im Zusammenhang mit dem anwendbaren Abkommen und
diesem Gesetz zu bearbeiten;

d. die Uberpriifung nach Artikel 22 durchzufiihren;

e. administrative und strafrechtliche Sanktionen zu verhidngen und zu voll-
strecken,;

f.  Amts- und Rechtshilfeersuchen zu bearbeiten;
g. die Begehung von Steuerdelikten zu bekdmpfen;
h. Statistiken zu erstellen.
4 Der Bundesrat legt die Einzelheiten fest, insbesondere iiber:
a. die Organisation und Fithrung des Informationssystems;
b. die Kategorien der bearbeiteten Personendaten;
c. die Zugriffs- und Bearbeitungsberechtigungen; und

d. die Dauer der Aufbewahrung, die Archivierung und die Vernichtung der Da-
ten.

5 Die ESTV kann den fiir die Festsetzung und Erhebung der direkten Steuern zu-
standigen kantonalen Behorden, denen sie nach Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 15
Absatz 1 ldnderbezogene Berichte {ibermittelt, im Abrufverfahren Zugriff auf die
Daten im Informationssystem gewihren, die diese zur Erflillung ihrer gesetzlichen
Aufgaben benétigen.

Art. 19 Auskunftspflicht

Berichtende Rechtstriger miissen der ESTV auf Verlangen Auskunft iber alle
Tatsachen erteilen, die fiir die Umsetzung des anwendbaren Abkommens und dieses
Gesetzes erheblich sind.

Art. 20 Geheimhaltungspflicht

I Wer mit dem Vollzug des anwendbaren Abkommens und dieses Gesetzes betraut
ist oder zu deren Vollzug beigezogen wird, hat gegeniiber anderen Amtsstellen und
Dritten {iber die in Ausiibung dieser Tétigkeit gemachten Wahrnehmungen Still-
schweigen zu bewahren.
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2 Keine Geheimhaltungspflicht besteht:

a. bei der Ubermittlung von Informationen und Bekanntmachungen nach dem
anwendbaren Abkommen und diesem Gesetz;

b. gegeniiber Organen der Rechtspflege und der Verwaltung zur Einholung
amtlicher Auskiinfte bei den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Be-
horden;

c. soweit das anwendbare Abkommen die Aufhebung der Geheimhaltungs-
pflicht zuldsst und im schweizerischen Recht eine gesetzliche Grundlage fiir
diese Aufhebung besteht.

3 Feststellungen iiber Dritte, die anldsslich einer Uberpriifung nach Artikel 22 ge-
macht werden, diirfen nur fiir die Durchfiihrung des anwendbaren Abkommens
verwendet werden.

Art. 21 Statistiken

I Die ESTV ist befugt, gestiitzt auf die Angaben in den ldnderbezogenen Berichten
anonymisierte Statistiken zu erstellen und zu verdffentlichen.

2 Es besteht kein Recht auf Zugang zu weiter gehenden als den nach Absatz 1 verof-
fentlichten Informationen.

Art. 22 Uberpriifung

1 Die ESTV tiberpriift gestiitzt auf die vorliegenden Informationen die Erfiillung der
Pflichten nach dem anwendbaren Abkommen und diesem Gesetz.

2 Stellt sie fest, dass ein in der Schweiz anséssiger konstitutiver Rechtstriger seinen
Pflichten nicht oder mangelhaft nachgekommen ist, so setzt sie ihm unter Hinweis
auf die Massnahmen nach Absatz 3 eine angemessene Frist zur Behebung der Mén-
gel.

3 Behebt der Rechtstrager die Mingel nicht fristgerecht, so kann sie:

a. die Herausgabe von Geschiftsbiichern, Belegen und anderen Urkunden des
Rechtstragers verlangen oder diese Unterlagen an Ort und Stelle iiberpriifen;

b. schriftliche und miindliche Auskiinfte einholen;

c.  Vertreter und Vertreterinnen des Rechtstrégers einvernehmen.
4 Im Streitfall erlédsst sie eine Verfligung.
5 Auf Antrag erlésst sie eine Feststellungsverfiigung iiber:

a. die Eigenschaft des Rechtstrigers als berichtender Rechtstriger nach dem
anwendbaren Abkommen und diesem Gesetz;

b. den Inhalt des landerbezogenen Berichts nach dem anwendbaren Abkom-
men und diesem Gesetz.
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7. Abschnitt: Aussetzung und Kiindigung

Art. 23

Das Eidgendssische Finanzdepartement darf nur mit Erméchtigung durch den Bun-
desrat handeln, wenn es gestiitzt auf das anwendbare Abkommen:

a. den automatischen Austausch ldnderbezogener Berichte gegeniiber einem
Partnerstaat aussetzt oder kiindigt;

b. das Abkommen kiindigt.

8. Abschnitt: Strafbestimmungen

Art. 24 Unwahre oder unvollstdndige Berichterstattung

1 Wer im Bericht vorsétzlich unwahre oder unvollstindige Angaben macht, wird mit
Busse bis zu 250 000 Franken bestraft.

2 Wird die Tat fahrlédssig begangen, so betrdgt die Busse bis zu 100 000 Franken.

Art. 25 Widerhandlungen gegen amtliche Verfligungen

Wer im Rahmen einer Uberpriifung nach Artikel 22 einer amtlichen Verfiigung, die
auf die Strafdrohung dieses Artikels hinweist, vorsétzlich nicht Folge leistet, wird
mit Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

Art. 26 Verfahren

I Fiir die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen gegen dieses Gesetz ist
das Bundesgesetz vom 22. Mirz 19749 iiber das Verwaltungsstrafrecht anwendbar.

2 Verfolgende und urteilende Behorde ist die ESTV.
9. Abschnitt: Schlussbestimmungen
Art. 27 Genehmigungskompetenz

Der Bundesrat ist flir die Aufnahme eines Staates oder Hoheitsgebiets in die Liste
nach Abschnitt 8 Absatz 1 Buchstabe e der ALBA-Vereinbarung!0 zusténdig.
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Art. 28 Ubermittlung linderbezogener Berichte iiber vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes liegende Steuerperioden

1 Die ESTV iibermittelt nach der ALBA-Vereinbarung!! die bei ihr seit dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes von einer in der Schweiz anséssigen Konzernobergesellschaft
freiwillig eingereichten ldnderbezogenen Berichte iiber vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes liegende Steuerperioden an die zustindigen Behorden der Partnerstaaten,
in denen konstitutive Rechtstriger desselben multinationalen Konzerns anséssig
sind.

2 Sie weist die zustidndigen Behorden der Partnerstaaten auf die Einschrankungen bei
der Verwendung der iibermittelten landerbezogenen Berichte sowie auf die Geheim-
haltungspflichten nach der ALBA-Vereinbarung hin.

3 Die Anmeldung nach Artikel 10 Absitze 1 und 2 erfolgt spétestens im Zeitpunkt
der freiwilligen Einreichung des ldnderbezogenen Berichts.

4 Die Einreichungsfrist nach Artikel 11 Absatz 1 gilt sinngeméss.

Art. 29 Beginn der Pflicht zur Erstellung des ldnderbezogenen Berichts

Die Pflicht zur Erstellung eines landerbezogenen Berichts entsteht mit den Berichts-
steuerperioden, die frithestens am ersten Tag des Kalenderjahres nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes beginnen.

Art. 30 Referendum und Inkrafttreten
I Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

11 SR ...; BBI12017 103

99



Internationaler automatischer Austausch landerbezogener Berichte BBI12017
multinationaler Konzerne. BG

100



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2024-03-31T00:09:54+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




